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§ 1 EINLEITUNG: DIE MODERNISIERUNG DES SCHUL-
DRECHTS UND WEITERE REFORMEN
Wegen der weitreichenden Änderungen, die das „Gesetz zur Modernisierung des Schuldrechts“ (SchRModG) mit sich brachte, soll 
der Blick zunächst kurz auf dessen „Entstehungsgeschichte“ gerichtet werden.

hemmer-Methode: Für die Lösung von Fällen, sei es in der Praxis oder in der Klausur, ist die Auseinandersetzung mit 
der Gesetzgebungsgeschichte freilich wenig interessant. Allerdings wird man sich vor entsprechenden Fragen in der 
mündlichen Prüfung kaum schützen können. Deshalb hier die kurze Übersicht. Vertieftes Wissen kann hierbei niemand von 
Ihnen verlangen. Schließlich sind Sie (angehender) Jurist und kein Historiker!

A) Internationaler Hintergrund
Anlass für die seit dem Inkrafttreten des BGB am 01.01.1900 umfangreichste Reform des Schuldrechts war die Umsetzung einiger 
EG-Richtlinien.

1
Hierbei handelte es sich um die Verbrauchsgüterkaufrichtlinie1, die Richtlinie zur Bekämpfung des Zahlungsverzugs im Geschäfts-
verkehr2 und die Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr.3

Allerdings handelte es sich nur um einen äußeren Anlass. Die Umsetzung dieser Richtlinien wäre weitgehend auch ohne die vorge-
nommenen Änderungen des BGB möglich gewesen. Zur Umsetzung der Richtlinie über den Verbrauchsgüterkauf wäre die Schaf-
fung eines neuen Nebengesetzes denkbar gewesen, was ja bei Schaffung v.a. des VerbrKrG, des HaustürWG und des FernAbsG 
ebenso praktiziert wurde.

Ein weiteres Motiv war die Angleichung an das Regelungsmodell des UN-Kaufrechts.

Dieses kennt anders als das deutsche Recht kein eigenständiges Gewährleistungsrecht. Vielmehr geht es von einem allgemeinen 
Begriff der Nichterfüllung aus und unterscheidet für die sich daraus ergebenden Rechtsfolgen nicht danach, ob die Nichterfüllung in 
der Lieferung einer fehlerhaften Sache, einem Rechtsmangel, der Lieferung eines aliud oder in einer sonstigen Pflichtverletzung des 
Verkäufers liegt. Das UN-Kaufrecht gewährt dem Käufer auch einen Nachbesserungsanspruch, sofern dies dem Verkäufer zumutbar 
ist.

Die Verbrauchsgüterkaufrichtlinie griff viele dieser Gedanken auf, sodass es nahe lag, eine Angleichung an das UN-Kaufrecht auch 
in Bereichen vorzunehmen, die von den Richtlinien nicht unmittelbar betroffen wurden.

hemmer-Methode: Mit Wirkung zum 01.01.2022 wurde die Verbrauchsgüterkaufrichtlinie durch die Warenkaufrichtlinie (vgl. 
Rn. 8d) ersetzt.4

B) Die deutsche Geschichte der Modernisierung des Schuldrechts
Die Geschichte der Modernisierung des Schuldrechts5 geht zurück bis ins Jahr 1978. Der damalige Bundesjustizminister Hans-Jo-
chen Vogel hatte das Projekt im Jahr 1978 erstmals im Deutschen Bundestag und auf dem 52. Deutschen Juristentag vorgestellt.

3
Im Jahr 1984 wurde vom Bundesjustizministerium eine Schuldrechtskommission eingesetzt, die 1991 ihren Abschlussbericht zur 
Überarbeitung des Schuldrechts vorlegte, der einen Entwurf zur Änderung des Verjährungsrechts, des Allgemeinen Leistungsstö-
rungsrechts, des Kaufrechts und des Werkvertragsrechts enthielt.6

Eine ernsthafte Auseinandersetzung mit dem Thema Modernisierung des Schuldrechts fand auf politischer Ebene zunächst jedoch 
nicht statt. Die Regierung Gerhard Schröders griff das Thema allerdings bereitwillig auf und nahm die ablaufenden Fristen für die 
Umsetzung obiger EG-Richtlinien zum äußeren Anlass der Reform. Auf diese Weise wurde ein fester Zeitplan zum Abschluss des 
Projektes am 01.01.2002 vorgegeben.

Das Bundesjustizministerium stellte im August 2000 den „Diskussionsentwurf eines Schuldrechtsmodernisierungsgesetzes“ (DE) 
vor. Dieser wurde seitens der Wissenschaft zum Teil scharf kritisiert.

1   RL 1999/44/EG vom 25. Mai 1999.
2   RL 2000/35/EG vom 29. Juni 2000.
3   RL 2000/31/EG vom 08. Juni 2000.
4  Schriften zu Wirtschaftsrecht und Wirtschaftspolitik Bd. 188, 2004.
5   Vgl. Zimmermann, „Schuldrechtsmodernisierung?“, JZ 2001, 171-181.
6   Vgl. dazu Rolland, NJW 1992, 2376 ff.



4
Auch unter Berücksichtigung und Würdigung dieser Kritik führte die weitere Arbeit des Ministeriums zu einer „Konsolidierten Fas-
sung“ (KF) des Diskussionsentwurfes, die wesentliche Mängel der ursprünglichen Fassung beseitigte. Aber auch die Kritik an der 
neuen Fassung hielt sich hartnäckig.

Die Bundesregierung brachte im Mai 2001 den „Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des Schuldrechts“7 als Gesetzesent-
wurf (RE) in den Bundestag ein. Änderungsvorschläge des Bundesrates im Gesetzgebungsverfahren führten dann nochmals zu 
einigen Änderungen. Schließlich wurde das Gesetz zur Modernisierung des Schuldrechts endgültig vom Bundestag am 11.10.2001 
beschlossen8 und trat am 01.01.2002 in Kraft.^

C) Allgemeine Regelungsgedanken der Modernisierung des Schuldrechts
Neben der Umsetzung der EG-Richtlinien und der Angleichung an das UN-Kaufrecht spielten noch einige andere Gedanken bei der 
Schaffung der Modernisierung des Schuldrechts eine Rolle.

1. Gerade im allgemeinen Leistungsstörungsrecht sollte die Systematik der Regelungen grundlegend überarbeitet werden. Vorschrif-
ten, die im Wesentlichen die gleiche Rechtsfolge vorsahen, jedoch an völlig unterschiedlichen Stellen aufzufinden waren, sollten 
klar und übersichtlich zusammengefasst werden. Insbesondere wollte man die oft unnötige Differenzierung des Gesetzes zwischen 
den verschiedenen Arten der Leistungsstörung aufgeben und so weit wie möglich einheitliche Regelungen für Pflichtverletzungen 
schaffen.

5
Der Begriff der Pflichtverletzung wurde ins Zentrum der vertraglichen Haftung gerückt. Demgegenüber war die Unmöglichkeit der 
Leistung – obwohl praktisch kaum relevant – für das alte Schuldrecht systematisch das zentrale Institut.

2. Des Weiteren war das frühere Schuldrecht nicht nur vom geschriebenen Gesetz, sondern vor allem vom Richter- und Gewohn-
heitsrecht geprägt. Schon bald wurden Institute wie c.i.c., pVV, Wegfall der Geschäftsgrundlage (WGG) etc. geschaffen.

6
Dem Reformgeber war es ein Anliegen, diesen Instituten eine gesetzliche Form zu geben, sie gewissermaßen in Gesetzesform zu 
„gießen“, vgl. nur § 313 BGB als Normierung des WGG.

Ebenso wurden einige umstrittene Detailfragen, die die Erschaffer des BGB nicht gesehen haben, (und oft auch nicht sehen konnten) 
und die sich erst bei Anwendung des BGB in der Praxis herausbildeten, vom Reformgeber entschieden.

3. Ferner sollte der Zersplitterung des Bürgerlichen Rechts aufgrund der immer zahlreicher werdenden Nebengesetze entgegen-
gewirkt werden. So wurden AGBG, HaustürWG, VerbrKrG, TeilzWRG und das erst vor kurzem geschaffene FernAbsG in das BGB 
integriert.

7
4. Wie bei jeder Gesetzesreform sollten freilich auch Mängel einzelner Vorschriften ausgeräumt werden, die zu unbilligen Ergebnis-
sen geführt haben. So hat der Gesetzgeber nun das Nebeneinander von Rücktritt und Schadensersatz statt der Leistung zugelassen, 
§ 325 BGB.

8

D) Gesetz zur Umsetzung der Verbraucherrechterichtlinie
Am 20.09.2013 wurde das Gesetz zur Umsetzung der Verbraucherrechterichtlinie und zur Änderung des Gesetzes zur Regelung der 
Wohnungsvermittlung im Deutschen Bundestag beschlossen.9

8a
Dieses Gesetz, das am 13.06.2014 in Kraft getreten ist, dient der Umsetzung der Richtlinie 2011/83/EU des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 25. Oktober 2011 über die Rechte der Verbraucher, zur Abänderung der Richtlinie 93/13/EWG des Rates 
und der Richtlinie 1999/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates sowie zur Aufhebung der Richtlinie 85/577/EWG des 
Rates und der Richtlinie 97/7/EG des Europäischen Parlaments und des Rates.10

Durch dieses Gesetz wurden wichtige Änderungen im Allgemeinen Schuldrecht zum Widerruf von verbraucherschützenden Verträ-
gen und auch im besonderen Schuldrecht vorgenommen.

E) Gesetz zur Umsetzung der Wohnimmobilienkredit-Richtlinie und zur Ände-
rung handelsrechtlicher Vorschriften (WohnImmoKredRLUG)

7   BT-Drucks. 14/6040.
8   BT-Drucks. 14/7052.
9  Vgl. dazu Tyroller, Life&LAW 04/2014, 296 ff. sowie 06/2014, 452 ff. Unser Service-Angebot an Sie: kostenlos hemmer-club-
Mitglied werden (www.hemmer-club.de) und Entscheidungen der Life&LAW lesen und downloaden.
10  ABI. L 304 vom 22.11.2011, S. 64.



Am 11.03.2016 wurde vom Bundestag das Gesetz zur Umsetzung der Wohnimmobilienkreditrichtlinie und zur Änderung handels-
rechtlicher Vorschriften (WohnImmoKredRLUG) beschlossen und im Bundesgesetzblatt am 16.03.2016 verkündet.11 Es ist am 
21.03.2016 in Kraft getreten.12
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Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2014/17/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Februar 2014 
über Wohnimmobilienkreditverträge für Verbraucher und der Änderung der Richtlinien 2008/48/EG und 2013/36/EU sowie der Ver-
ordnung (EU) Nr. 1093/2010.13

Die Vorgaben der Wohnimmobilienkreditrichtlinie wurden in ihrem zivilrechtlichen Teil im Bürgerlichen Gesetzbuch umgesetzt. Die 
Regelungen erfolgten im Titel „Darlehensvertrag; Finanzierungshilfen und Ratenlieferungsverträge zwischen einem Unternehmer 
und einem Verbraucher“ (§§ 488 bis 513 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) und im Untertitel „Vermittlung von Verbraucherdarlehens-
verträgen und entgeltlichen Finanzierungshilfen“ (§§ 655a bis 655e des Bürgerlichen Gesetzbuchs). Die Informationspflichten wur-
den in Art. 247 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche (EGBGB) geregelt.

Nicht von der Umsetzungspflicht erfasst war die Einführung der §§ 514, 515 BGB für unentgeltliche Darlehensverträge und unent-
geltliche Finanzierungshilfen zwischen einem Unternehmer und einem Verbraucher. Hintergrund ist die seit längerem andauernde 
historische Niedrigzinsphase, die dazu geführt hat, dass Unternehmer vielfach dazu übergegangen sind, ihren Kunden eine sog. 
„0 %-Finanzierung“ zu gewähren oder zu vermitteln. 

Hierbei handelt es sich um Darlehensverträge, die Unternehmer als Darlehensgeber Verbrauchern als Darlehensnehmern unentgelt-
lich gewähren (§ 514 BGB), sowie um entsprechende unentgeltliche Finanzierungshilfen (§ 515 BGB). Auch solche unentgeltlichen 
Darlehensverträge und Finanzierungshilfen begründen finanzielle Verpflichtungen, die nach Ansicht des Gesetzgebers die Anwen-
dung bestimmter verbraucherschützender Vorschriften des Verbraucherkreditrechts geboten erscheinen lassen. 

Da aber eine vollständige Erstreckung des Verbraucherdarlehensrechts auf unentgeltliche Kredite weder erforderlich noch sach-
gerecht ist, wurden in §§ 514, 515 BGB eigene Regelungen aufgenommen und in § 514 I BGB nur auf einzelne Vorschriften des 
Verbraucherdarlehensrechts verwiesen. Erstaunlich ist, dass nach § 514 II BGB bzw. §§ 515, 514 II BGB dem Verbraucher auch ein 
Widerrufsrecht zusteht, wenn er von einem Unternehmer ein unentgeltliches Darlehen bzw. eine unentgeltliche Finanzierungshilfe 
erhält. Diese Änderung hat dazu geführt, dass ein neuer § 356d BGB ins Gesetz eingefügt wurde, der den Beginn der Widerrufsfrist 
bei unentgeltlichen Darlehensverträgen und unentgeltlichen Finanzierungshilfen regelt.

F) Gesetz zur Reform des Bauvertragsrechts und zur Änderung der kaufrecht-
lichen Mängelhaftung
Am 01.01.2018 ist das Gesetz zur Reform des Bauvertragsrechts und zur Änderung der kaufrechtlichen Mängelhaftung in Kraft ge-
treten. Für Schuldverhältnisse, die vor dem 01.01.2018 entstanden sind, gelten gem. Art. 229 § 39 EGBGB die neuen Regelungen 
nicht.14
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Hintergrund der Reform des kaufrechtlichen Mängelrechts war die Entscheidung des EuGH vom 16.11.2011 auf Vorlage des BGH15 
und des AG Schorndorf,16 wonach der Verkäufer einer beweglichen Sache im Rahmen einer Nacherfüllung gegenüber dem Verbrau-
cher verpflichtet sein kann, die bereits in eine andere Sache eingebaute mangelhafte Kaufsache auszubauen und die Ersatzsache 
einzubauen oder die Kosten für beides zu tragen.17 

Im Anschluss daran hat der BGH § 439 I Alt. 2 BGB richtlinienkonform dahingehend ausgelegt, dass der kaufrechtliche Nacherfül-
lungsanspruch beim Verbrauchsgüterkauf auch die Kosten für Aus- und Einbau bei Lieferung mangelhafter Sachen umfasst.18 

Für einen Kaufvertrag zwischen Unternehmern galt dies nach der Rechtsprechung des BGH jedoch nicht.19 Dies bedeutete 
für einen Werkunternehmer, der mangelhaftes Baumaterial gekauft und dieses in Unkenntnis des Mangels bei einem Dritten verbaut 
hat, dass er diesem aus dem geschlossenen Werkvertrag zum Ausbau des mangelhaften und zum Einbau von mangelfreiem Bau-
material verpflichtet war. Von dem Verkäufer konnte der Werkunternehmer dagegen nach dem bis zum 31.12.2017 geltenden Recht 
nur die Lieferung des dafür benötigten neuen Baumaterials verlangen. Die Aus- und Einbaukosten musste er – von den Fällen eines 
schuldhaften Verhaltens des Verkäufers abgesehen – selbst tragen.

In § 439 III BGB wurde das Recht der Mängelhaftung an die Rechtsprechung des EuGH angepasst. Außerdem wurde die Rechtssi-
tuation von Werkunternehmern, die mangelhaftes Baumaterial gekauft und im Rahmen eines Werkvertrages verbaut haben, verbes-
sert, da diese bislang auf den Verbrauchsgüterkauf beschränkte Regelung durch Normierung in § 439 III BGB – also außerhalb der 
§§ 474 ff. BGB – nun auch für Verträge zwischen Unternehmern gilt.

11  BGBl. Teil I 2016 Nr. 12 vom 16.03.2016, S. 396 ff.
12  Vgl. dazu Tyroller, Life&LAW 06/2016, 423 ff. sowie 08/2016, 569 ff. 
13  ABl. L 60 vom 28.02.2014, S. 34.
14  Zu den Änderungen im kaufrechtlichen Mängelrecht lesen Sie ausführlich Tyroller, Life&LAW 10/2016, 727 ff. Die einzigen beiden 
Änderungen im Vergleich zum Gesetzesentwurf finden Sie in einem kurzen „Update“ in Life&LAW 05/2017, 297 f.

 Zu den Änderungen im Werkvertragsrecht vgl. ausführlich Tyroller, Life&LAW 06/2017, 425 ff.
15  BGH, Life&LAW 05/2009, 291 ff. = NJW 2009, 1660 ff. = jurisbyhemmer (Wenn dieses Logo hinter einer Fundstelle abgedruckt 
wird, finden Sie die Entscheidung online unter „juris by hemmer“: www.hemmer.de).
16  AG Schorndorf, Beschluss vom 25.02.2009, 2 C 818/08.
17  EuGH, Life&LAW 08/2011, 537 ff. = NJW 2011, 2269 ff. = jurisbyhemmer.
18  BGH, Life&LAW 04/2012, 239 ff. = NJW 2012, 1073 ff. = jurisbyhemmer.
19  BGH, Life&LAW 01/2013, 1 ff. = NJW 2013, 220 ff. = jurisbyhemmer.



Zudem wurde in § 475 IV BGB die Rechtsprechung des EuGH20 und des BGH21 zum Leistungsverweigerungsrecht des Verkäufers 
bei absoluter Unverhältnismäßigkeit der Nacherfüllung ins Gesetz aufgenommen.

Im „baurechtlichen Teil“ dieses Gesetzesentwurfs wurde der Werkvertrag um die Vorschriften für den Bauvertrag (§§ 650a ff. BGB) 
und den Verbraucherbauvertrag (§§ 650i ff. BGB) ergänzt. 

Außerdem wurden als werkvertragsähnliche Verträge der Architekten- und Ingenieurvertrag (§§ 650p ff. BGB) und der Bauträgerver-
trag (§§ 650u f. BGB) in Titel 9 eingefügt.

G) Die Schuldrechtsmodernisierung 2022
Das Jahr 2022 brachte erneut zahlreiche bedeutende Änderungen des Schuldrechts mit sich. Die „Schuldrechtsmodernisierung 
2022“ bringt die weitreichendsten Änderungen seit dem Inkrafttreten des „Gesetzes zur Modernisierung des Schuldrechts“ (SchR-
ModG) zum 01.01.2002 mit sich, die im Folgenden kurz zusammengefasst werden.

I. Die Warenkaufrichtlinie22

Das geltende Kaufvertragsrecht des BGB beruht zu großen Teilen auf der lediglich mindestharmonisierenden Verbrauchsgüterkauf-
richtlinie (VGK-RL).23 
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Diese Richtlinie wurde durch die am 20.05.2019 verabschiedete vollharmonisierende Warenkaufrichtlinie (Warenkauf-RL)24 ersetzt, 
die bis zum 01.07.2021 in nationales Recht umzusetzen war. 

hemmer-Methode: Vollharmonisierung heißt, dass die Mitgliedstaaten die Warenkauf-RL weder durch strengere noch durch 
weniger strenge Vorschriften umsetzen dürfen, sofern dies nicht ausdrücklich durch die Warenkauf-RL gestattet ist.

Die Umsetzung der Warenkauf-RL erfolgte durch das „Gesetz zur Regelung des Verkaufs von Sachen mit digitalen Elementen und 
anderer Aspekte des Kaufvertrages“, welches am 01.01.2022 in Kraft getreten ist. Für vor dem 01.01.2022 abgeschlossene Kaufver-
träge bleibt es bei der bis zum 31.12.2021 geltenden Rechtslage gem. Art. 229 § 58 EGBGB.

Die wichtigsten Gesetzesänderungen sind:

•	 die Neuregelung des Sachmangelbegriffs in § 434 BGB

•	 die Einführung einer Ware mit digitalem Inhalt inklusive einer Aktualisierungspflicht in den §§ 475b ff. BGB

•	 die Verlängerung der Beweislastumkehr in § 477 BGB

Weitere Anpassungen beim Verbrauchsgüterkauf: Unanwendbarkeit des § 442 I BGB; faktische Streichung des Fristsetzungs-
erfordernisses; Leistungsverweigerungsrecht bei absoluter Unverhältnismäßigkeit und Ergänzung der Bestimmungen für Garantien

II. Die Digitale-Inhalte-Richtlinie25

Am 20.05.2019 wurde die „Richtlinie (EU) 2019/770 des Europäischen Parlaments und des Rates über bestimmte vertragsrechtliche 
Aspekte der Bereitstellung digitaler Inhalte und digitaler Dienstleistungen“26 erlassen (Digitale-Inhalte-RL). 
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Ziel der Digitale-Inhalte-RL ist die Vollharmonisierung von Teilbereichen des mitgliedstaatlichen Vertragsrechts betreffend Verträge 
über digitale Produkte. Das bedeutet, dass es den Mitgliedstaaten untersagt ist, die Digitale-Inhalte-RL durch strengere oder durch  
weniger strenge Vorschriften umzusetzen, sofern dies nicht ausdrücklich durch die Digitale-Inhalte-RL gestattet ist.

Das „Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie über bestimmte vertragsrechtliche Aspekte der Bereitstellung digitaler Inhalte und digita-
ler Dienstleistungen“ ist wie das „Gesetz zur Regelung des Verkaufs von Sachen mit digitalen Elementen und anderer Aspekte des 
Kaufvertrags“  am 01.01.2022 in Kraft getreten. 

Für vor dem 01.01.2022 abgeschlossene Verbraucherverträge über digitale Produkte, die vor diesem Zeitpunkt bereitgestellt wurden, 

20  EuGH, Life&LAW 08/2011, 537 ff. = NJW 2011, 2269 ff. = jurisbyhemmer.
21  BGH, Life&LAW 04/2012, 239 ff. = jurisbyhemmer.
22  Vgl. dazu die Kommentierung des Gesetzes von Tyroller/Hilkenbach, Life&LAW 11/2021, 768 ff.
23  Richtlinie 1999/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25.05.1999 zu bestimmten Aspekten des Verbrauchs-
güterkaufs und der Garantien für Verbrauchsgüter (ABl. L 171 vom 07.07.1999, S. 12).
24  Richtlinie (EU) 2019/771 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20.05.2019 über bestimmte vertragsrechtliche Aspek-
te des Warenkaufs, zur Änderung der Verordnung (EU) 2017/2394 und der Richtlinie 2009/22/EG sowie zur Aufhebung der Richtlinie 
1999/44/EG (ABl. L 136 vom 22.05.2019, S. 28; L 305 vom 26.11.2019, S. 66).
25  Eine Kommentierung des Gesetzes finden Sie in dem Beitrag von Tyroller/Hilkenbach, „Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie über 
bestimmte vertragsrechtliche Aspekte der Bereitstellung digitaler Inhalte und digitaler Dienstleistungen“, Life&LAW 01/2022, 37 ff.
26   ABl. L 136 vom 22.05.2019, S. 1; L 305 v. 26.11.2019, S. 62.



bleibt es bei der bis zum 31.12.2021 geltenden Rechtslage gem. Art. 229 § 57 II EGBGB. Die meisten Regelungen werden aber 
auch Auswirkungen auf vorher abgeschlossene Verträge haben, bei denen die Bereitstellung der digitalen Produkte erst ab dem 
01.01.2022 erfolgt. 

Die (unechte) Rückwirkung für vor dem 01.01.2022 abgeschlossene Verträge nach Art. 229 § 57 II EGBGB betrifft vor allem digitale 
Dauerleistungen (z.B. über die Teilnahme an sozialen Netzwerken oder Verträge über das Abonnement von Streaming-Diensten27).

Die Rückwirkung betrifft nach Art. 229 § 57 III, IV EGBGB aber nicht die Vorschriften über Aktualisierungen sowie über den Rückgriff 
des Unternehmers.

III. Richtlinie zur besseren Durchsetzung und Modernisierung der Verbraucherschutzvorschriften („new deal for 
consumers“)

Am 27.11.2019 wurde die Richtlinie (EU) 2019/2161 des Europäischen Parlaments und des Rates zur besseren Durchsetzung und 
Modernisierung der Verbraucherschutzvorschriften28 der Union erlassen.29
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Das „Gesetz zur Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs und des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche in Um-
setzung der EU-Richtlinie zur besseren Durchsetzung und Modernisierung der Verbraucherschutzvorschriften der Union“ ist am 
28.05.2022 in Kraft getreten.

Das Gesetz sieht u.a. Anpassungen bei den Informationspflichten und der Widerrufsbelehrung im Online-Handel vor.

IV. Das Gesetz für faire Verbraucherverträge 30

Mit dem Gesetz für faire Verbraucherverträge (GfV) wird die Reform des Schuldrechts im Jahr 2022 abgeschlossen.
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Dieses Gesetz beruht ausnahmsweise nicht auf einer EG-Richtlinie, sondern auf einem Gesetzesentwurf der Bundesregierung vom 
16.12.202031, in welchem auf die neuen Herausforderungen reagiert wird, welche durch die Digitalisierung für den Verbraucherschutz 
entstehen. 

Durch das Gesetz für faire Verbraucherverträge wird die Position von Verbrauchern gegenüber Unternehmen sowohl beim Vertrags-
schluss als auch bei den Vertragsinhalten verbessert werden. 

Die wichtigsten Gesetzesänderungen sind:

Es werden benachteiligende Abtretungsklauseln in Allgemeinen Geschäftsbedingungen verboten, § 308 Nr. 9 BGB.

hemmer-Methode: Diese Regelung trat bereits am 01.10.2021 in Kraft, vgl. Art. 229 § 60 S. 1 EGBGB.

Eine stillschweigende Vertragsverlängerung von Dauerschuldverhältnissen ist künftig nur noch dann erlaubt, wenn sie auf unbe-
stimmte Zeit erfolgt und eine Kündigung jederzeit mit Monatsfrist möglich ist, § 309 Nr. 9 b) BGB. Zudem wird die vom Unternehmer 
einzuräumende Kündigungsfrist, um eine automatische Verlängerung eines befristeten Vertrages zu verhindern, von derzeit drei 
Monaten auf einen Monat verkürzt, § 309 Nr. 9 c) BGB.

hemmer-Methode: Diese beiden Regelungen sind am 01.03.2022 in Kraft getreten, vgl. Art. 229 § 60 S. 2 EGBGB.

Verträge zur Begründung entgeltlicher Dauerschuldverhältnisse, die über eine Website abgeschlossen wurden, müssen künftig auch 
online kündbar sein, über eine sogenannte Kündigungsschaltfläche, die leicht zugänglich und gut sichtbar auf der Internetseite des 
Vertragspartners platziert sein muss (sog. „Kündigungsbutton“), § 312k  II  - VI BGB. Andernfalls besteht ein jederzeitiges Kündi-
gungsrecht.

hemmer-Methode: Die Regelung zum Kündigungsbutton ist am 01.07.2022 in Kraft getreten, vgl. Art. 229 § 60 S. 3 EGBGB.

27  Begründung des Regierungsentwurfs, BT-Drs. 19/27653, Seite 88.
28   ABI. L 328 vom 18.12.2019, S. 7.
29  https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32019L2161 
30  Vgl. dazu die Kommentierung des Gesetzes von Tyroller/Hilkenbach, Life&LAW 09/2021, 629 ff.
31  https://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/DE/Faire_Verbrauchervertraege.html.



§ 2 UNMÖGLICHKEIT

A) Allgemeines
Eine unmögliche Leistung kann von niemandem geschuldet werden (impossibilium nulla est obligatio32). Wenn der Schuldner eine 
Leistung wegen Unmöglichkeit der Leistungspflicht nicht erbringen kann, macht es keinen Sinn, dem Gläubiger einen durchsetzbaren 
Anspruch auf diese Leistung zuzusprechen.

9

Bsp.: Die vom Verkäufer V nach § 433  I S. 1 BGB zu übereignende und zu übergebende chinesische Ming-Vase ist beim 
Transport durch V in tausend Stücke zerbrochen.

Ein Anspruch des K gegen V aus § 433 I S. 1 BGB macht keinen Sinn. Spätestens bei der Zwangsvollstreckung müsste fest-
gestellt werden, dass V die Vase gar nicht mehr hat. Eine nach § 894 ZPO fingierte dingliche Einigungserklärung des V würde 
damit ins Leere gehen; auch könnte der Gerichtsvollzieher die Vase dem V nicht nach § 897 ZPO wegnehmen, da die Vase nicht 
mehr existiert.

Unmöglichkeit ist die dauerhafte Nichterbringbarkeit des Leistungserfolges durch eine Leistungshandlung des Schuldners.

Ausgehend von dieser Selbstverständlichkeit ordnet § 275 I - III BGB den Ausschluss der Leistungspflicht im Falle der Unmöglichkeit 
an. Liegt Unmöglichkeit vor, erlischt der unmögliche Primäranspruch bzw. entsteht erst gar nicht.33 
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Ob an Stelle des erloschenen Primäranspruches Sekundäransprüche des Gläubigers auf Schadensersatz treten, ist eine hiervon 
streng zu unterscheidende Frage. Dies bestimmt sich nach den §§ 283, 280; 311a II BGB, vgl. die (deklaratorische und daher bei der 
Zitierung verzichtbare) Verweisung des § 275 IV BGB.

hemmer-Methode: Haben Sie in der Klausur das Bestehen des evtl. unmöglichen Primäranspruches zu prüfen, spielt einzig 
und allein § 275 BGB eine Rolle, da hier die Auswirkung der Unmöglichkeit auf den unmöglichen Primäranspruch geregelt 
wird.34

Beachten Sie aber, dass sich der Ausschluss des Primäranspruches auf die jeweilige Gegenleistung nach §  326 BGB 
auswirken kann. Dies hat für die Gegenleistung mit § 275 BGB direkt nichts zu tun, da diese ja nicht unmöglich geworden 
ist. 
Ein evtl. Erlöschen der Gegenleistung nach § 326 BGB beruht auf dem Gegenseitigkeitsverhältnis (Synallagma) zwischen 
Leistung und Gegenleistung. Merken Sie sich als Gedächtnisstütze deshalb folgenden Leitsatz: § 275 I - III BGB regelt die 
Leistungsgefahr, § 326 I BGB die Preisgefahr.
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§ 275 BGB ist also als Einwendung gegen den Primäranspruch zu prüfen. Ist in der Klausur nach dem Primäranspruch gefragt, 
empfiehlt sich folgendes Grobschema:

Prüfungsstandort des § 275 BGB:

1. Primäranspruch entstanden?
V.a. wirksamer Vertragsschluss; § 275 I - III BGB als rechtshindernde Einwendung bei anfänglicher Unmöglichkeit

2. Primäranspruch erloschen?

§ 275 I - III BGB als rechtsvernichtende Einwendung bei nachträglicher Unmöglichkeit

Unmöglichkeit ist die dauerhafte Nichterbringbarkeit des Leistungserfolges durch eine Leistungshandlung des Schuldners. Abzustel-
len ist also darauf, ob der Schuldner den Leistungserfolg noch herbeiführen kann. Welcher Art dieser Leistungserfolg ist, hängt von 
Art und Umfang der geschuldeten Leistung ab. So schuldet der Verkäufer einer Sache deren Übereignung und Übergabe an den 
Käufer, § 433 I S. 1 BGB.

12

32  Der Grundsatz findet sich bereits im römischen Recht (Digesten 50, 17, 185).
33   Zur Unterscheidung zwischen anfänglicher und nachträglicher Unmöglichkeit vgl. unten, Rn. 21 ff.
34   Grüneberg, § 275, Rn. 3.



§ 275 II und III BGB behandeln Fälle, in denen der Leistungserfolg vom Schuldner eigentlich noch herbeigeführt werden kann, dies 
dem Schuldner jedoch unzumutbar ist. § 275 II BGB betrifft den Fall wirtschaftlicher Unzumutbarkeit („praktische bzw. faktische Un-
möglichkeit“)35, § 275 III BGB die Unzumutbarkeit aus persönlichen/ideologischen Gründen („moralische Unmöglichkeit“).36 
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Liegt ein Fall des § 275 II bzw. III BGB vor, so entfällt die Leistungspflicht erst, wenn der Schuldner die Leistung aus diesem Grunde 
verweigert hat. Der Primäranspruch erlischt also erst, wenn sich der Schuldner auf § 275 II, III BGB beruft.37

Unbedingt zu beachten ist, dass Unmöglichkeit begrifflich ausscheidet, wenn der Schuldner den Leistungserfolg bereits herbeigeführt 
hat, wenn er also i.S.d. §§ 362 ff. BGB erfüllt hat. Dann ist die geschuldete Leistungspflicht bereits wegen Erfüllung erloschen und 
kann nicht mehr unmöglich werden.
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Bsp.: Da der Käufer K sich in Annahmeverzug (§§ 293 ff. BGB) befindet, führt Verkäufer V einen rechtmäßigen Selbsthilfeverkauf 
i.S.d. § 373 HGB durch und übereignet die Ware an den Dritten D.

Die Übereignung der geschuldeten Ware an den Dritten D könnte eine (subjektive) Unmöglichkeit i.S.d. § 275 I BGB darstellen. 
Denn nach dem Verlust des Eigentums an der Ware kann V diese dem K nicht mehr übereignen, er kann den Leistungserfolg 
nicht mehr herbeiführen.

Jedoch tritt bei rechtmäßigem Selbsthilfeverkauf die Erfüllung des Anspruches gegen den Verkäufer aus § 433 I S. 1 BGB ein.38 
Beim Selbsthilfeverkauf handelt es sich um ein Erfüllungssurrogat. Da durch den Selbsthilfeverkauf Erfüllung des Anspruches 
des K gegen V aus § 433 I S. 1 BGB eingetreten ist, ist dieser Anspruch erloschen. Weil nur ein tatsächlich bestehender An-
spruch unmöglich werden kann, kommt Unmöglichkeit wegen der Übereignung an D nicht in Betracht!

hemmer-Methode: Diese Konstellation wurde bereits mehrfach im Examen abgeprüft. Wer hier das schuldrechtliche 
Grundverständnis nicht hat, gerät schnell in falsches Fahrwasser.

B) Ausschluss der unmöglichen Leistungspflicht39

I. „Wirkliche Unmöglichkeit“, § 275 I BGB

35   Grüneberg, § 275, Rn. 22, 26 ff.
36   Grüneberg, § 275, Rn. 30.
37   Grüneberg, § 275, Rn. 26 und Rn. 32.
38   Baumbach/Hopt, § 373, Rn. 13.
39  Vgl. dazu auch Schulze/Ebers, „Streitfragen zum neuen Schuldrecht“, JuS 2004, 265-272 (267 ff.).




